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A. Satzung 

 

 

I. Name, Sitz und Zweck 

 

§ 1 

 

Der Bundesverband Deutscher Versiche-

rungskaufleute e.V. ist der Zusammen-

schluss der selbständigen Versicherungs-

kaufleute und der selbständigen Bau-

sparkaufleute Deutschlands. 

 

Der Verband hat seinen Sitz in Bonn; er ist 

in das Vereinsregister des Amtsgerichts 

Bonn eingetragen. 

 

§ 2 

 

Der Verband hat den Zweck, die berufli-

chen, wirtschaftlichen, rechtlichen und sozi-

alen Belange des Berufsstandes wahrzu-

nehmen und zu fördern. 

 

Zu seinen Aufgaben gehören: 

 

1. die Öffentlichkeit mit der volkswirtschaft-

lichen Bedeutung des Berufsstandes 

der selbständigen Versicherungskauf-

leute und der selbständigen Bau-

sparkaufleute vertraut zu machen, 

2. Behörden, Körperschaften, Parteien, 

Verbände, Vertretervereinigungen und 

Presse in berufsständischen Fragen zu 

informieren, 

3. Auskünfte und Gutachten zu erteilen, 

die Mitglieder in Berufsangelegenheiten 

zu unterstützen, den Mitgliedern aktive 

Rechtshilfe zu gewähren oder Rechts-

schutz durch einen Versicherer zu ver-

mitteln, wenn dies nicht gegen Ver-

bandsinteressen verstößt. 

4. die Berufsbildungsarbeit zu fördern und 

das fachliche Wissen der Mitglieder zu 

vertiefen, 

5. den Berufsstand von ungeeigneten Per-

sonen freizuhalten, 

6. den unlauteren Wettbewerb zu bekämp-

fen, 

7. die Interessen des Berufsstandes inter-

national und in der Europäischen Union 

zu vertreten. 

 

Der Verband kann für die Mitglieder, die 

Arbeitgeber sind, Tarifvertragsvereinbarun-

gen treffen. 

 

§ 3 

 

Der Verband enthält sich jeder parteipoliti-

schen Betätigung. 

 

 

II. Mitgliedschaft 

 

§ 4 

 

(1) Der Verband hat ordentliche und außer-

ordentliche Mitglieder. 

 

(2) Ordentliche Mitglieder des Verbandes 

können werden 

 

a) natürliche und juristische Personen 

einschließlich Personengesellschaf- 

ten, die als Versicherungsvermittler 

im Versicherungsvermittlerregister 

eingetragen oder berechtigt sind, Fi-

nanzdienstleistungen oder Bauspar-

verträge zu vermitteln oder 

 

b) für längstens zwei Jahre diejenigen 

Versicherungs-, Finanzdienst- leis-

tungs- oder Bausparvertragsvermitt-

ler, die beabsichtigen, als Versiche-

rungsvermittler registriert zu werden 

oder ein Gewerbe als Vermittler an-

zumelden, 
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und sich verpflichten, die Berufsregeln 

des Bundesverbandes Deutscher Versi-

cherungskaufleute einzuhalten. Mitglie-

der, die wegen Berufsaufgabe ihre Tä-

tigkeit einstellen, können ihre Mitglied-

schaft aufrechterhalten oder später wie-

der beantragen. Dies gilt nur, wenn ihre 

neue Tätigkeit dem Zweck der BVK-

Satzung nicht entgegensteht. Sie wer-

den unter der Bezeichnung „ehemalige 

Vermittler“ geführt. 

 

(3) Außerordentliche Mitglieder können 

werden 

 

a) der Arbeitskreis Vertretervereinigun-

gen der Deutschen Assekuranz 

(AVV), 

b) Vertretervereinigungen, die Mitglie-

der des AVV sind,  

c) natürliche und juristische Personen, 

sofern diese in besonderer Weise 

den Interessen der hauptberuflichen 

Versicherungsvermittler verbunden 

sind und die Mitgliedschaft vom Prä-

sidium befürwortet wird und 

d) Maklerverbände, Maklerverbünde 

und Maklerpools. 

  

(4) Bei juristischen Personen sind diese 

Mitglieder, nicht die einzelnen Ge-

schäftsführer/Vorstände/Gesellschafter, 

es sei denn, diese erwerben ebenfalls 

die Mitgliedschaft. 

 

(5) Die Mitgliedschaft ist freiwillig und nicht 

übertragbar. Eine Ausnahme besteht 

dann, wenn das Mitglied als natürliche 

Person seine Tätigkeit auf die von ihm 

gegründete GmbH1 überträgt und die 

Gesellschaft durch dieses Mitglied als 

Gesellschafter/Geschäftsführer weiter-

geführt wird. 

 
1 Hierzu gehört auch der Erwerb eines GmbH-Mantels. 

 

(6) Die Mitgliedschaft kann nicht erworben 

werden von 

 

a) Versicherungsvermittlungsstellen, 

gleich in welcher Gesellschafts- oder 

Rechtsform sie betrieben werden, 

wenn sie kapitalmäßig mit dem Ver-

sicherungsnehmer, einer Gruppe 

von Versicherungsnehmern, einem 

Versicherungs- oder Bausparunter-

nehmen, Geld- oder Kreditinstitut 

oder deren Konzern- oder Holding-

gesellschaften verbunden sind, 

b) Organisationen und Vereinigungen, 

die aus der Vermittlung von Versi-

cherungen direkt oder über Umwege 

Provisionen beziehen, 

c) Firmen und Personen, deren Firmie-

rung handels- oder wettbewerbs-

rechtlich zu beanstanden ist, 

d) Vertretervereinigungen, denen keine 

ordentlichen Mitglieder nach Abs. 2 

angehören. 

 

(7) Personen, die sich um den BVK oder 

den Berufsstand der Versicherungsver-

mittler oder Bausparkaufleute besonde-

re Verdienste erworben haben, können 

auf Vorschlag des Präsidiums oder des 

Präsidialrates zu Ehrenmitgliedern er-

nannt werden. Ehrende Auszeichnun-

gen können durch Präsidium und Präsi-

dialrat gemeinsam vergeben werden. 

 

(8) Das Präsidium kann Probemitglied-

schaften auf die Dauer von bis zu 12 

Monaten für einzelne Versicherungs-

vermittler oder Mitglieder einer Vertre-

tervereinigung nach Abs. 4 zulassen, 

denen ein von den bestehenden Bei-

tragsgruppierungen abweichender Bei-

trag eingeräumt wird. 
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§ 5 

 

Über die Aufnahme in den Verband ent-

scheidet das Präsidium. Gegen seine Ent-

scheidung kann Beschwerde bei der nächs-

ten Hauptversammlung eingelegt werden. 

 

§ 6 

 

Die Mitgliedschaft zum Verband beginnt mit 

der Annahmebestätigung des Aufnahmean-

trages. 

 

§ 7 

 

Die Mitgliedschaft endet: 

 

1. Mit dem Tod des persönlichen Mitglie-

des bzw. mit Streichung aus dem Versi-

cherungsvermittlerregister oder mit der 

Auflösung des Arbeitskreises Vertreter-

vereinigungen der Deutschen Asseku-

ranz (AVV) bzw. der Vertretervereini-

gung, 

2. mit der dauernden Einstellung des Ge-

werbebetriebes, es sei denn, die Vo-

raussetzungen des § 4 Abs. 2 Satz 2 

liegen vor, 

3. durch Austrittserklärung; sie soll durch 

eingeschriebenen Brief erfolgen und ist 

nur mit vierteljähriger Frist zum Ende 

des Geschäftsjahres zulässig, 

4. durch Ausschluss. 

 

Der Ausschluss kann durch das Präsidium 

ausgesprochen werden: 

 

a) Bei Nichtzahlung der Beiträge trotz 

mehrfacher Mahnung, 

b) wenn ein Mitglied nicht die Vorausset-

zungen des § 4 erfüllt, 

c) sofern ein rechtskräftiges Urteil wegen 

eines Vermögensdeliktes ergangen ist, 

d) bei Vorliegen eines rechtskräftigen Ur-

teils wegen einer unehrenhaften Hand-

lung, 

e) wegen Verstoßes gegen die Satzung 

oder aufgrund der Satzung gefasster 

Beschlüsse oder wegen Verstoßes ge-

gen die Berufsregeln des BVK, 

f) wegen Verstoßes gegen die Berufs- und 

Standesehre, 

g) wegen einer Handlung, die die gemein-

samen Interessen des Berufsstandes 

schädigt, insbesondere bei Verstößen 

gegen § 11 Abs. 2. 

h) bei schuldhafter Verhinderung eines 

ordnungsgemäßen Ehrenratsverfah-

rens. 

 

Soll dem Ausschluss durch das Präsidium 

widersprochen werden, muss innerhalb ei-

nes Monats nach der Zustellung des Aus-

schlussbescheides und der Ausschlussbe-

gründung der Ehrenrat angerufen werden. 

 

§ 8 

 

Die Beendigung der Mitgliedschaft berührt 

die Verpflichtung zur Zahlung des Beitrages 

für das laufende Geschäftsjahr nicht. 

 

In den Fällen des § 7 Ziffer 1 und 2 erlischt 

die Beitragspflicht am Ende des Geschäfts-

jahres, in dem die Geschäftsführung des 

BVK Kenntnis von der Löschung aus dem 

Versicherungsvermittlerregister bzw. der 

Auflösung des Arbeitskreises Vertreterver-

einigungen der Deutschen Assekuranz 

(AVV) oder der Vertretervereinigung erlangt. 
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III. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

§ 9 

 

Alle ordentlichen Mitglieder haben gleiche 

Rechte. 

Alle außerordentlichen Mitglieder haben 

gleiche Rechte. 

Außerordentliche Mitglieder haben kein 

Stimmrecht. Unberührt bleibt das Recht 

gemäß § 17 Abs. 2 lit b auf Übertragung 

des Stimmrechts.  

Ehrenämter können nur von ordentlichen 

Mitgliedern, bei Firmenmitgliedschaften von 

deren Inhabern bzw. gesetzlichen Vertre-

tern ausgeübt werden. 

 

§ 10 

 

Die Mitglieder haben Anspruch auf alle sat-

zungsgemäßen Rechte und Leistungen des 

Verbandes, vorausgesetzt, der Mitgliedsbei-

trag gemäß § 11 der Satzung ist entrichtet. 

Eine Vertretung der Belange einzelner Mit-

glieder gegenüber Dritten übernimmt der 

Verband, wenn diese Vertretung rechtlich 

zulässig ist und überwiegende Belange des 

Berufsstandes dies rechtfertigen. Kosten, 

die dem Verband durch solche Vertretungen 

oder durch die bei einer Beratung und Be-

treuung im Einzelfall notwendige Inan-

spruchnahme verbandsexterner Stellen 

erwachsen, können dem vertretenen Mit-

glied (Mitgliedern) unter Berücksichtigung 

der wirtschaftlichen Lage und des wirt-

schaftlichen Interesses des Mitgliedes (der 

Mitglieder) nach vorheriger Vereinbarung 

ganz oder teilweise in Rechnung gestellt 

werden. 

 

Rechtshilfeleistungen gemäß § 2 Ziffer 3 

werden durch eine besondere Rechtshilfe-

ordnung geregelt. 

 

 

§ 11 

 

(1) Die Mittel zur Erfüllung der Verbandsaufga-

ben werden durch Mitgliedsbeiträge aufge-

bracht. Die Mitglieder sind verpflichtet, den 

in der Beitragsordnung festgesetzten Mit-

gliedsbeitrag zu entrichten. Der Mitglieds-

beitrag wird von der Hauptversammlung 

beschlossen; er ist jährlich bis zum 31.1. 

des Geschäftsjahres zu zahlen. Die Haupt-

versammlung ist berechtigt, den Mitglieds-

beitrag in unterschiedlicher Höhe festzule-

gen und/oder Nachlässe Mitgliedern zu 

gewähren, die gleichzeitig Mitglieder einer 

Vertretervereinigung nach § 4 Abs. 3. lit. b 

sind, wobei auch Einheitsbeiträge festge-

setzt werden können. 

(2) Die Mitglieder anerkennen mit ihrer Mit-

gliedschaft die Satzung und Berufsregeln 

des Verbandes sowie die Entscheidungen 

der für das Versicherungswesen zuständi-

gen Ombudsleute und die Wettbewerbs-

richtlinien der Versicherungswirtschaft an. 

 

 

IV. Gliederung 

 

Bezirksverbände 

 

§ 12 

 

Der Verband gliedert sich in Bezirksverbän-

de, die in der Regel im Bereich jeder Indust-

rie- und Handelskammer errichtet werden. 

Zweckmäßige Abweichungen hiervon, die 

Errichtung weiterer Bezirksverbände oder 

die Zusammenlegung von Bezirksverbän-

den bedürfen einer gemeinsamen Be-

schlussfassung des Präsidiums und des 

Präsidialrates mit der Mehrheit der gemein-

samen Stimmen. 
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Die Bezirksverbände besitzen keine eigene 

Rechtsfähigkeit. Sie haben in Übereinstim-

mung mit dieser Satzung eine verbindliche 

Geschäftsordnung. 

 

§ 13 

 

Die Bezirksverbände haben die Aufgabe, 

die Interessen des Berufsstandes in ihrem 

Bezirk wahrzunehmen und die Mitglieder 

des Bezirkes nach bestem Vermögen zu 

betreuen. Sie führen in ihrem Bezirk die in § 

2 genannten Aufgaben des Verbandes im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten durch. 

 

Die Bezirksverbände sollen jeweils eine 

Versammlung einberufen, wenn sie erfor-

derlich wird; sie sind jedoch verpflichtet, 

spätestens sechs Wochen vor der Haupt-

versammlung des Verbandes eine Ver-

sammlung durchzuführen. 

 

In dieser Versammlung sind zu wählen: 

Der Vorstand und der Delegierte für die 

Jahreshauptversammlung. Personenidenti-

tät ist möglich. Der Vorstand kann nach den 

gegebenen Erfordernissen erweitert wer-

den. 

 

Der Vorstand und der Delegierte zur Jah-

reshauptversammlung werden für die Dauer 

von zwei Jahren gewählt. Eine Nachwahl 

bei bestehender Vakanz ist möglich. 

 

Den Bezirksverbänden steht es frei, als ih-

ren Delegierten auch das Mitglied eines 

anderen Bezirksverbandes aus dem glei-

chen Landesverband zu wählen. 

 

In jeder Bezirksversammlung sind alle an-

wesenden ordentlichen Mitglieder des Be-

zirksverbandes stimmberechtigt. Diejeni-

gen Mitglieder, die nach § 17 Abs. 2 lit b 

ihre Stimme auf ihre Vertretervereinigung 

übertragen haben, sind bei der Wahl des 

Delegierten des Bezirksverbandes nicht 

stimmberechtigt. 

 

 

§ 14 

 

Die Rechnungsprüfung erfolgt ausschließ-

lich in der Geschäftsführung des BVK. Auf § 

31 wird verwiesen. 

 

§ 15 

 

Den Bezirksverbänden werden Mittel zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben durch die Ge-

schäftsführung des Verbandes zugewiesen. 

Das Budget eines Bezirksverbandes richtet 

sich nach der Anzahl der dem Bezirksver-

band zugehörigen Mitglieder.  

 

Die Höhe wird von der Mitgliederversamm-

lung beschlossen. Dabei wird ein Mindest-

budget für BV’s berücksichtigt. 

 

Die Zuweisung der Mittel erfolgt über eine 

zweckgebundene Budgetierung. Das 

Budget steht dem Vorsitzenden des Be-

zirksverbandes für die satzungsgemäße 

Erfüllung der Aufgaben zur Verfügung. Ein 

Nachweis der Zweckverwendung erfolgt 

jährlich gegenüber der Geschäftsführung. 

Für Aufwendungen der Vorsitzenden der 

Bezirksverbände können auf Antrag Pau-

schalen festgesetzt werden, die den übli-

chen Aufwendungen nach Einzelnachweis 

entsprechen. Die Festsetzung erfolgt durch 

das Präsidium und gilt jeweils nur für die 

laufende Wahlperiode des Bezirksver-

bandsvorsitzenden.  
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Landesverbände 

 

§ 16 

 

Die Bezirksverbände bilden 16 Landesver-

bände, die dem Gebiet der einzelnen Bun-

desländer entsprechen. Die Gliederung der 

Landesverbände erfolgt gemäß Beschluss 

der Hauptversammlung vom 11.11.2021. 

 

Die Landesverbände besitzen keine eigene 

Rechtsfähigkeit.  

 

Die Landesverbände haben die Aufgaben, 

eine enge Verbindung zwischen dem Präsi-

dium des Verbandes und den Bezirksver-

bänden zu schaffen, die Arbeit der Bezirks-

verbände zu fördern und die Mitglieder des 

Präsidialrates gemäß § 25 Abs. 3 Ziffer 1 a) 

zu bestimmen. 

 

Die Landesverbände müssen mindestens 

aus den Vorsitzenden der Bezirksverbände 

und den von dem Landesverband gewähl-

ten Mitgliedern des Präsidialrates sowie 

deren Stellvertretern gebildet werden; sie 

haben in Übereinstimmung mit dieser Sat-

zung eine eigene verbindliche Geschäfts-

ordnung. 

 

Die Mittel für die Erfüllung der Aufgaben der 

Landesverbände werden aus den Anteilen 

der Bezirksverbände (§ 15) erbracht. 

 

 

V. Verbandsorgane 

 

Hauptversammlung 

 

§ 17 

 

(1) (Verbandsorgan) Das oberste Or-
gan ist die Hauptversammlung. Die Teil-
nahme an der Hauptversammlung steht 
jedem Verbandsmitglied frei. 

 

(2)  (Stimmberechtigung) Stimmberech-

tigt im Rahmen der Hauptversammlung 

sind  

 

a)  die in den Bezirksverbänden nach § 

13 Abs. 3 gewählten Delegierten und  

 

b)  die Vertreter der Vertretervereini-

gungen, die außerordentliche Mitglieder 

des BVK nach § 4 Abs. 3 lit b sind, und die 

aufgrund einer schriftlichen Vollmacht ein-

zelner Mitglieder handeln. Die Vollmacht 

ist auf eine Hauptversammlung beschränkt 

und kann nur von Vorständen der Vertre-

tervereinigungen (§ 26 BGB) wahrgenom-

men werden, die selbst Mitglied des Ver-

bandes sind. 

 

(3) (Stimmengewicht) Den in den Be-

zirksverbänden gewählten Delegierten ist 

ein Ausweis des Bezirksverbandes über 

ihre Wahl auszustellen. Jedem gewählten 

Delegierten stehen so viele Stimmen zu, 

wie der von ihm vertretene Bezirksverband 

ordentliche Mitglieder hat, jedoch abzüg-

lich der Stimmen, die Mitglieder auf Vertre-

tervereinigungen übertragen. Stimm-

rechtsübertragungen können nur über die 

Geschäftsführung des Verbandes erfolgen 

und müssen spätestens acht Wochen vor 

der Hauptversammlung eingegangen sein. 

 

(4) (Vertretung) Im Falle der Verhinde-

rung kann der Delegierte oder der Vorsit-

zende des Bezirksverbandes die Stimmen 

auf ein Mitglied des Präsidialrates oder auf 

ein anderes Mitglied aus dem gleichen 

Landesverband übertragen.  

 

Stimmrechtsübertragungen auf Vertreter-

vereinigungen können nur durch ein Mit-

glied ihres Vorstandes wahrgenommen 

werden, das dem Verband als Mitglied 

angehört. 
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(5) (Stichtag für Stimmenberechnung) 

Stichtag für die Stimmenberechnung ist 

der 31.1. des Geschäftsjahres. Mitglieder, 

die ihren Beitrag nicht gezahlt haben, wer-

den bei der Stimmenberechnung nicht be-

rücksichtigt und können ihre Stimme nicht 

übertragen. 

 

(6) (Freies Mandat) Die Stimmberech-

tigten sind weder an die Beschlüsse ihrer 

Bezirksverbände noch an Weisungen der 

Stimmrechtsübertragenden gebunden. 

 

§ 18 

 

Die Hauptversammlung findet jährlich im 

zweiten Kalendervierteljahr statt und ist vom 

Präsidium des Verbandes unter Bekanntga-

be der Tagesordnung mindestens sechs 

Wochen vor dem Versammlungstag schrift-

lich oder auf elektronischem Wege einzube-

rufen. Die Einberufung kann unter Einhal-

tung der Frist nach Satz 1 auch durch die 

Verbandszeitschrift erfolgen. 

 

§ 19 

 

Die Hauptversammlung wird vom Präsiden-

ten des Verbandes, im Falle seiner Verhin-

derung von einem der Vizepräsidenten, im 

Falle der Verhinderung aller Mitglieder des 

Präsidiums von einem durch die Delegierten 

zu wählenden Mitglied des Präsidialrates 

geleitet. 

 

Sie beschließt über eingereichte Anträge 

u.a. zur: 

 

- Entlastung des Präsidiums, 

- Wahl des Präsidenten und der Vizeprä-

sidenten, 

- Wahl der Mitglieder des Präsidialrates 

nach § 25 Abs. 3, 

- Wahl des Ehrenrates, 

- Wahl der Revisoren, 

- Feststellung des Haushaltsplanes, 

- Festsetzung des Beitrages, 

- Änderung der Satzung, 

- Auflösung des Verbandes. 

 

§ 20 

 

(1) Anträge müssen dem Präsidenten des 

Verbandes mit Begründung spätestens 

30 Tage vor der Hauptversammlung 

eingereicht werden. 

 

(2) Anträge auf Satzungsänderungen sind 

bis zum 15. Januar des Jahres dem 

Präsidenten zuzuleiten, in dem die Jah-

reshauptversammlung über den Antrag 

entscheiden soll. Der Präsident hat die 

Anträge innerhalb von zwei Wochen an 

die Bezirksverbände weiterzuleiten. 

 

§ 21 

 

Jede ordnungsgemäß einberufene Haupt-

versammlung ist beschlussfähig. Über nicht 

rechtzeitig eingereichte Anträge kann nur 

Beschluss gefasst werden, wenn mindes-

tens ⅔ der vertretenen Stimmen damit ein-

verstanden sind. Beschlüsse werden mit 

einfacher Mehrheit gefasst. Im Falle der 

Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-

lehnt. Satzungsänderungen können nur mit 

¾-Mehrheit der vertretenen Stimmen be-

schlossen werden. 

 

§ 22 

 

Über die Verhandlungen der Hauptver-

sammlung wird eine Niederschrift gefertigt, 

die den Wortlaut der gefassten Beschlüsse 

sowie das jeweilige Abstimmungsergebnis 

enthalten muss. Die Niederschrift ist vom 

Versammlungsleiter und vom Protokollfüh-

rer zu unterschreiben und den Delegierten 

und den Mitgliedern des Präsidialrates zu-

zustellen. 



 

 9 

§ 23 

 

(1) Außerordentliche Hauptversammlungen 

können nach Bedarf einberufen werden; 

sie müssen einberufen werden auf An-

trag von Bezirksverbänden, wenn diese 

mindestens über ⅓ der Gesamtstimmen 

verfügen, ferner wenn mindestens ⅔ der 

Mitglieder des Präsidialrates die Einbe-

rufung verlangen. 

 

(2) Eine Hauptversammlung ist auch dann 

einzuberufen, wenn 10 v. H. der Mitglie-

der dies unter Angabe des Zwecks und 

der Gründe beantragen (§ 37 Abs. 1 

BGB). 

 

(3) Für außerordentliche Hauptversamm-

lungen verkürzen sich die in §§ 18 und 

20 genannten Fristen um die Hälfte. 

 

 

Kommissionen 

 

§ 24 

 

(1) (Aufgaben) Zur Unterstützung der Prä-

sidiumsarbeit oder zur Vorbereitung von 

Entscheidungen durch die Hauptver-

sammlung oder des Präsidialrats kön-

nen ständige Kommissionen oder auf 

Zeit eingesetzte Arbeitsgruppen mit ei-

nem fest umrissenen Aufgabenbereich 

eingerichtet werden. Kommissionen und 

Arbeitsgruppen sind keine Beschlussor-

gane, sie nehmen ihre Aufgaben unab-

hängig von der Anzahl der Teilnehmer 

wahr. 

 

(2) (Berufung, Ende) Kommissionen des 

Präsidiums werden durch das Präsidi-

um, Kommissionen der Hauptversamm-

lung und des Präsidialrates werden 

durch die Hauptversammlung bzw. den 

Präsidialrat gemeinsam mit dem Präsi-

dium berufen. Kommissionen können 

durch das berufende Organ/die beru-

fenden Organe vorzeitig aufgelöst wer-

den, wenn das Ziel der Kommissionsar-

beit erreicht ist oder es sich als uner-

reichbar erweist. 

 

(3) (Vorsitz, Geschäftsführung) Das Präsi-

dium benennt für jede Kommission ei-

nen Vorsitzenden, der auch zu den Sit-

zungen einlädt und sie leitet. Die Ge-

schäftsführung benennt für jede Kom-

mission einen Mitarbeiter/eine Mitarbei-

terin, dem/der auch die Verwaltung der 

Kommissionsarbeit obliegt. Einer Kom-

mission sollten nicht mehr als acht Mit-

glieder angehören. 

(4) (Berufungsdauer) Die Dauer der Beru-

fung in eine ständige Kommission be-

trägt zwei Jahre, ansonsten höchstens 

drei Jahre. Wiederberufungen sind mög-

lich. Bei vorzeitigem Rücktritt eines Mit-

gliedes aus einer Kommission kann eine 

Nachberufung entsprechend Abs. 2 für 

die restliche Amtsdauer des zurückge-

tretenen Mitgliedes erfolgen. 

 

(5) (Protokolle) Über die Sitzungen der 

Kommissionen sind Protokolle zu erstel-

len, die die wesentlichen Ergebnisse der 

Beratungen und die Handlungsempfeh-

lungen für das Präsidium, die Hauptver-

sammlung oder den Präsidialrat wieder-

geben. 

 

(6) (Ständige Kommissionen) Das Präsidi-

um beruft mit Zustimmung des Präsidial-

rates folgende ständige Kommissionen: 

a) Kommission für Makler und Mehr-

fachagenten 

b) Kommission für Bausparen und Fi-

nanzdienstleistungen  

c) Kommission für Nachwuchsförde-

rung und Jugendarbeit 
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(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für die 

Rechtshilfekommission, die in Teil D der 

Satzung gesondert geregelt ist. 

 

 

Präsidialrat 

 

§ 25 

 

(1) Der Präsidialrat ist die ständige Vertre-

tung der Hauptversammlung. Die Rech-

te der Hauptversammlung gemäß §§ 17, 

19 und 31 werden davon nicht berührt. 

 

(2) Der Präsidialrat ist allein der Hauptver-

sammlung verantwortlich. 

(3) Dem Präsidialrat gehören an: 

 

a) je ein Mitglied der Landesverbände, 

b) bis zu neun vom Arbeitskreis Vertre-

tervereinigungen der Deutschen As-

sekuranz (AVV) bestimmte Mitglie-

der, 

c) bis zu zwei von der Kommission 

Makler und Mehrfachagenten be-

stimmte Mitglieder, 

d) bei Bedarf je ein von der Kommissi-

on Bausparen und der Kommission 

Finanzdienstleistungen bestimmtes 

Mitglied sowie 

e) bis zu zwei vom Präsidium bestimm-

te Mitglieder, 

die ordentliche Mitglieder des Verban-

des sein müssen und von der Hauptver-

sammlung zu bestätigen sind. Für jedes 

ordentliche Mitglied des Präsidialrates 

ist ein Stellvertreter aus dem entsen-

denden Gremium zu bestimmen und zu 

bestätigen. 

 

(4) Präsidium und Präsidialrat tagen nach 

den Erfordernissen, mindestens jedoch 

zweimal im Geschäftsjahr. Auf Antrag 

von sechs Mitgliedern des Präsidialrates 

muss das Präsidium eine gemeinsame 

Sitzung einberufen. 

 

(5) Die von den Landesverbänden gewähl-

ten Mitglieder können sich durch ihre 

gewählten Stellvertreter vertreten las-

sen. Sie haben über die bei der Aus-

übung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit zu 

ihrer Kenntnis gelangenden Geschäfts-

geheimnisse der Verbandsmitglieder 

strenge Verschwiegenheit zu wahren.“ 

 

(6) Über die Sitzung ist ein Protokoll zu füh-

ren; dabei ist sinngemäß nach § 22 zu 

verfahren. 

 

(7) Der Präsidialrat gibt sich in Überein-

stimmung mit der Satzung eine eigene 

Geschäftsordnung. 

 

(8) Die Mitglieder des Präsidialrates erhal-

ten ein Sitzungsgeld 

 

 

Präsidium 

 

§ 26 

 

(1) Das Präsidium führt die Beschlüsse der 

Hauptversammlung, in deren ständiger 

Vertretung die Beschlüsse des Präsidi-

alrates, aus. 

 

(2) Das Präsidium ist für eine ordnungsge-

mäße Geschäftsführung verantwortlich. 

 

(3) Das Präsidium besteht aus dem Präsi-

denten und mindestens zwei, höchstens 

vier Vizepräsidenten, wobei ein Vize-

präsident vom Arbeitskreis Vertreterver-

einigungen vorgeschlagen und von der 

Hauptversammlung bestätigt wird. 

Ein vom Präsidium zum geschäftsfüh-

renden Präsidiumsmitglied nach § 29 

Abs. 2 Satz 2 berufener Hauptge-
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schäftsführer gehört dem Präsidium an, 

ohne dass die Absätze 5 bis 7 gelten. 

(4) Bei Stimmengleichheit innerhalb des 

Präsidiums entscheidet die Stimme des 

Präsidenten. 

 

(5) Der Präsident und die Vizepräsidenten 

werden von der Hauptversammlung ge-

wählt. Sie bleiben auch nach Ablauf ih-

rer Amtszeit bis zur Abberufung oder bis 

zur Bestellung eines Nachfolgers im 

Amt. § 26 Abs. 3 bleibt hiervon unbe-

rührt. Sie können sich in dieser Eigen-

schaft nicht vertreten lassen. 

 

(6) Der Präsident und die zwei in der Präsi-

diumsarbeit dienstältesten Vizepräsi-

denten bilden den Vorstand i. S. des § 

26 BGB und vertreten den Verband ge-

richtlich und außergerichtlich in allen 

Vereinsangelegenheiten. Bei gleichem 

Dienstalter ist das höchste Lebensalter 

entscheidend. 

Der Präsident vertritt den Verband al-

lein, die Vizepräsidenten gemeinsam, 

wobei sie im Innenverhältnis angewie-

sen sind, von der Vertretungsbefugnis 

nur im Fall der Verhinderung des Präsi-

denten Gebrauch zu machen. 

 

(7) Die Mitglieder des Präsidiums erhalten, 

unbeschadet der ehrenamtlichen Tätig-

keit, nach § 28 Ersatz für ihre Aufwen-

dungen in Form eines Sach- und Perso-

nalkostenzuschusses, der vom Präsidi-

alrat im Voraus festzusetzen ist. 

 

§ 27 

 

Bei vorzeitigem Ausscheiden des Präsiden-

ten oder eines Vizepräsidenten ist das Prä-

sidium ermächtigt, im Einvernehmen mit 

dem Präsidialrat ein anderes ordentliches 

Verbandsmitglied bis zur nächsten Haupt-

versammlung kommissarisch zum Mitglied 

des Präsidiums zu bestimmen. Entspre-

chendes gilt, wenn ein Präsidiumsamt nicht 

besetzt werden kann. 

 

Einen geschlossenen Rücktritt kann das 

Präsidium nur auf einer Hauptversammlung 

erklären. 

 

Entsteht ein Notstand durch Verletzung die-

ser Bestimmung oder durch dauernden 

Ausfall von mehr als der Hälfte der Mitglie-

der des Präsidiums, ist der Präsidialrat er-

mächtigt, auf einer unverzüglich einzuberu-

fenden Sitzung bei einem geschlossenen 

Rücktritt ein kommissarisches Präsidium zu 

bestellen bzw. das Präsidium kommissa-

risch zu ergänzen. Die Einberufung dieser 

Sitzung erfolgt durch ein vom Präsidialrat zu 

wählendes Mitglied. 

 

Das kommissarische Präsidium muss in-

nerhalb von einem Monat nach seiner Be-

stellung eine außerordentliche Hauptver-

sammlung einberufen, wenn nicht innerhalb 

der nächsten drei Monate die ordentliche 

Hauptversammlung stattfindet. 

 

 

Gemeinschaftsrat (Vertretervereinigungen) 

 

§ 27 a 

 

(1) Der Gemeinschaftsrat dient der Erörte-

rung von – insbesondere die Einfirmen-

vertreter betreffenden – Grundsatzfra-

gen. 

 

(2) In den Gemeinschaftsrat wählen die 

seitens des Arbeitskreises Vertreterver-

einigungen vorgeschlagenen und in den 

Präsidialrat gewählten ordentlichen Mit-

glieder aus ihrem Kreis fünf Gemein-

schaftsratsmitglieder. 
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(3) Weitere Gemeinschaftsratsmitglieder 

sind die Präsidiumsmitglieder des BVK.  

Beiräte 

 

§ 27 b 

 

Für die Bereiche Makler, Mehrfachagenten 

und Bausparkaufleute wählt der Präsidialrat 

aus seinem Kreis jeweils ein Mitglied als 

Beirat. 

 

Die Beiräte stehen dem Präsidium in bera-

tender Funktion zur Verfügung. 

 

Die Erweiterung der Beiräte bzw. deren 

Umwandlung zu Gemeinschaftsräten bedarf 

der gemeinsamen Beschlussfassung des 

Präsidiums und des Präsidialrates mit der 

Mehrheit der gemeinsamen Stimmen. 

 

§ 28 

 

Die Mitglieder des Präsidiums, des Präsidi-

alrates, des Gemeinschaftsrates, der Beirä-

te, des Ehrenrates, der Kommissionen, der 

Vorstände der Landes- und Bezirksverbän-

de, die Revisoren und die Rechnungsprüfer 

sowie die sonstigen Funktionsträger sind 

ehrenamtlich tätig. Sie haben über die bei 

der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätig-

keit zu ihrer Kenntnis gelangenden Ge-

schäftsgeheimnisse der Verbandsmitglieder 

strenge Verschwiegenheit zu wahren. 

 

Über die Erstattung von Auslagen trifft eine 

Geschäftsordnung Bestimmungen. 

 

 

VI. Geschäftsführung 

 

§ 29 

 

(1) Das Präsidium kann zur Führung der 

Geschäfte Geschäftsführer und haupt-

amtliche Kräfte bestellen. 

 

(2) Der vom Präsidium bestellte Hauptge-

schäftsführer ist zugleich besonderer 

Vertreter des Verbandes nach § 30 

BGB, ihm obliegt die Vertretung für die 

laufenden Geschäfte der Verwaltung, 

darin insbesondere die Eröffnung und 

Schließung von Bankkonten, Abschluss 

von Verträgen, die die Geschäftsführung 

betreffen, Erteilung von Bankvollmach-

ten und Vertretung in Gerichtsverfahren. 

 

Das Präsidium kann den Hauptge-

schäftsführer als geschäftsführendes 

Präsidiumsmitglied berufen und jeder-

zeit abberufen. Als solches nimmt er mit 

Stimmrecht an den Sitzungen des Prä-

sidiums teil. 

 

(3) Die Mitglieder der Geschäftsführung 

haben über die dienstlich zu ihrer 

Kenntnis gelangenden Geschäftsge-

heimnisse der Verbandsmitglieder 

strenge Verschwiegenheit zu wahren. 

 

(4) Die Aufgaben nach § 5 können durch 

das Präsidium auf die Geschäftsführung 

übertragen werden. 

 

§ 30 

 

Urkunden, die den Verband vermögens-

rechtlich verpflichten, sind von zwei Mitglie-

dern des Präsidiums zu unterzeichnen. 

 

§ 31 

 

Die Prüfung der Rechnungsführung und des 

Vermögens obliegt zwei von der Hauptver-

sammlung zu wählenden Revisoren. Sie 

haben die Pflicht, darüber der nächsten 

Hauptversammlung Bericht zu erstatten. 
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VII. Geschäftsjahr, Erfüllungsort und Ge-

richtsstand 

 

§ 32 

 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 33 

 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Bonn; 

bei Mitgliedern ist Gerichtsstand das für 

deren Wohnsitz zuständige ordentliche Ge-

richt. 

 

 

VIII. Wahlen 

 

§ 34 

 

Sämtliche Wahlen werden nach der Wahl-

ordnung des Verbandes durchgeführt. Sie 

kann nur mit ¾-Mehrheit der auf der Haupt-

versammlung vertretenen Stimmen abge-

ändert werden. 

 

 

IX. Ehrenrat 

 

§ 35 

 

Die Mitglieder des Ehrenrates werden durch 

die Hauptversammlung gewählt. Die Aufga-

ben des Ehrenrates und das Verfahren bei 

der Verhandlung und Beschlussfassung 

werden durch eine besondere Ehrenrats-

ordnung geregelt. 

 

 

X. Übergangsvorschrift 

 

§ 35 a 

 

Die Satzungsänderungen durch Beschluss-

fassung der Hauptversammlung treten mit 

Eintragung der Änderungen in das Vereins-

register in Kraft.  

 

 

XI. Auflösung 

 

§ 36 

 

Ein Beschluss über die Auflösung des Ver-

bandes kann nur gefasst werden, wenn der 

Antrag auf Auflösung rechtzeitig gemäß § 

18 oder § 23 dieser Satzung bekannt gege-

ben worden ist und bei der Abstimmung 

mindestens ⅔ der Stimmen vertreten sind. 

Wenn weniger als ⅔ der Stimmen vertreten 

sind, ist innerhalb von zwei Wochen eine  

neue Hauptversammlung mit gleicher Ta-

gesordnung einzuberufen. Diese ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der vertretenen 

Stimmen beschlussfähig. 

 

Ein Beschluss über die Auflösung des Ver-

bandes erfordert ¾-Mehrheit der vertrete-

nen Stimmen. 

 

Die über die Auflösung des Verbandes be-

schließende Hauptversammlung hat zu-

gleich über die Person des Abwicklers und 

die Verwendung des vorhandenen Vermö-

gens zu beschließen. 

 

 

B. Wahlordnung 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

1. Wahlleitung 

 

Die Wahlleitung für sämtliche Wahlen liegt 

in den Händen eines Wahlleiters, dem zwei 

weitere Mitglieder und der Protokollführer 

beigeordnet werden. 

 

Die Mitglieder der Wahlleitung dürfen nicht 

zur Wahl stehen. 
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Die Personen der Wahlleitung sind vor Be-

ginn der ersten Wahl der Versammlung be-

kannt zu geben. Die Bestellung der Wahllei-

tung muss durch die Stimmberechtigten 

bestätigt werden. 

 

2. Stimmberechtigung 

 

Vor Beginn der Wahlen sind die Stimmbe-

rechtigten mit Angabe der vertretenen 

Stimmen festzustellen und bekannt zu ge-

ben. 

 

3. Abstimmung 

 

Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstim-

mung. Eine offene Wahl ist zulässig, wenn 

vor der Wahl ein entsprechender Antrag 

gestellt und ohne Widerspruch angenom-

men wird.  

 

Bei Abstimmungen entscheidet die einfache 

Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 

erfolgt eine Stichwahl. Im Falle der Stich-

wahl entscheidet die Mehrheit der abgege-

benen Stimmen. 

Nach Auszählung der Stimmen und proto-

kollmäßiger Festlegung des Abstimmungs-

ergebnisses sind die Stimmzettel und alle 

bei der Zählung gemachten Aufzeichnungen 

zu vernichten, wenn kein Einwand gegen 

die Richtigkeit der Auszählung erhoben 

wird. Wird das Auszählungsverfahren bean-

standet, bestimmt der Wahlleiter zwei Mit-

glieder, die möglichst entweder Revisoren 

sind oder dem Ehrenrat angehören, zur 

Überprüfung des beanstandeten Wahler-

gebnisses. Wahlleitung und Prüfer sind ver-

pflichtet, das Wahlgeheimnis zu wahren. 

 

 

 

 

 

II. Besondere Bestimmungen 

 

1. Präsidium 

 

Die Mitglieder des Präsidiums werden je-

weils auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 

Jährlich scheiden die Mitglieder des Präsi-

diums aus, deren Amtszeit abgelaufen ist. 

Wiederwahl ist zulässig. Bei Ersatzwahlen 

infolge Ausscheidens gilt die Wahl für die 

noch nicht abgelaufene Amtsperiode. 

 

2. Präsidialrat 

 

Die Vertreter der Landesverbände im Präsi-

dialrat werden in den jeweiligen Landesver-

bänden gewählt. 

Die Mitglieder des Präsidialrates und die 

Stellvertreter gemäß § 25 der Satzung wer-

den für die Dauer von zwei Jahren gewählt 

und von der Hauptversammlung bestätigt. 

 

3. Revisoren und Rechnungsprüfer 

 

Die Revisoren und Rechnungsprüfer sowie 

ihre Stellvertreter werden auf die Dauer von 

zwei Jahren gewählt. Ein ausgeschiedener 

Revisor oder Rechnungsprüfer kann erst 

nach einem Jahr erneut gewählt werden. 

 

4. Ehrenrat 

 

Der Vorsitzende und die Mitglieder des Eh-

renrats werden auf die Dauer von drei Jah-

ren gewählt. Jährlich scheiden die Ehren-

ratsmitglieder aus, deren Amtszeit abgelau-

fen ist. Wiederwahl ist zulässig. 

 

5. Gemeinschaftsrat / Beiräte 

 

Die Beiräte und die Mitglieder des Gemein-

schaftsrates werden auf die Dauer von zwei 

Jahren gewählt. 
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C. Ehrenratsordnung 

 

§ 1 

 

Gemäß §§ 19 und 35 der Satzung des Bun-

desverbandes Deutscher Versicherungs-

kaufleute e.V. wird ein Ehrenrat gewählt. 

 

Der Ehrenrat hat folgende Aufgaben: 

 

a) zu schlichten bei beruflichen Streitigkei-

ten und Meinungsverschiedenheiten 

sowie bei Streitigkeiten der ordentlichen 

und außerordentlichen Mitglieder unter-

einander. Gegenstand der Ehrenratsver-

fahren sind nicht Streitigkeiten, die zivil-

rechtlich gerichtsanhängig sind              

– schwebende Verfahren – sowie Strei-

tigkeiten aus Erfüllung von Leistungsan-

sprüchen (Provisionen). Der Ehrenrat 

kann ebenso tätig werden bei Beteili-

gung von Nichtmitgliedern, wenn sich 

diese vor Eröffnung des Ehrenratsver-

fahrens schriftlich dessen Entscheidung 

unterwerfen, 

b) zu entscheiden in den Fällen des § 7 

letzter Absatz der Satzung des BVK, 

c) festzustellen, ob ein ordentliches oder 

außerordentliches Mitglied gegen die 

Berufs- und Standesehre verstoßen, in 

seinen geschäftlichen Methoden und in 

der Werbung Anstand und gute kauf-

männische Sitte nicht beachtet hat. 

 

§ 2 

 

Der Ehrenrat besteht aus einem Vorsitzen-

den und fünf Mitgliedern, die von der 

Hauptversammlung zu wählen sind. Sie 

dürfen nicht Mitglieder des Präsidiums oder 

des Präsidialrates sein. Der jeweilige Vor-

sitzende wird aus ihrer Mitte gewählt. 

 

§ 3 

 

Jedes Verfahren wird von dem Vorsitzen-

den des Ehrenrates, im Falle seiner Verhin-

derung von einem als Vorsitzer des Verfah-

rens bestimmten Mitglied des Ehrenrates 

und zwei vom Vorsitzenden bzw. vom Vor-

sitzer als Beisitzer bestimmten Mitgliedern 

des Ehrenrates durchgeführt. 

 

Bei einem Ehrenratsverfahren gegen eine 

Vertretervereinigung (außerordentliches 

Mitglied) muss der Vorstand der Arbeitsge-

meinschaft Vertretervereinigungen (AVV) 

unterrichtet werden, und bei einem Anhö-

rungsverfahren ein Vorstandsmitglied des 

AVV anwesend sein. Dieses ist bei Be-

schlüssen des Ehrenrates beratend tätig, 

aber nicht stimmberechtigt. 

 

Der Ehrenrat wird auf Antrag eines Mitglie-

des oder des Präsidiums tätig. Der Antrag 

ist schriftlich mit eingehender Begründung 

und Angabe der Beweismittel in vierfacher 

Ausfertigung beim Vorsitzenden des Ehren-

rates einzureichen. Er muss dem betroffe-

nen Mitglied zur Stellungnahme innerhalb 

einer angemessenen Frist übermittelt wer-

den. 

 

Nach ausreichender Vorbereitung hat der 

Vorsitzer des Verfahrens einen Termin zur 

mündlichen Verhandlung anzuberaumen 

und hierzu die Beteiligten sowie etwaige 

Sachverständige, Zeugen und Protokollfüh-

rer zu laden. Beide Parteien sind verpflich-

tet, die entstehenden Kosten zu erstatten (§ 

6), wobei ein vom Vorsitzenden des Ehren-

rates bzw. dem Vorsitzer des Verfahrens 

festgesetzter Kostenvorschuss zu leisten 

ist. 

 

§ 4 

 

In der mündlichen Verhandlung wird zu-

nächst die persönliche und sachliche Zu-

ständigkeit des Ehrenrates festgestellt und 
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über etwaige Einwendungen gegen die Zu-

lassung und Tätigkeit des Ehrenrates ent-

schieden. 

 

Im Falle des § 1 a) sind die beruflichen 

Streitigkeiten und Meinungsverschiedenhei-

ten zu schlichten, in den Fällen des § 1 b) 

und 1 c) die Berechtigung der erhobenen 

Anschuldigungen festzustellen. 

 

Die Entscheidungen ergehen nach Anhö-

rung aller Beteiligten mit Stimmenmehrheit. 

 

§ 5 

 

Die Verhandlungen sind nicht öffentlich; sie 

finden auch dann statt, wenn eine der Par-

teien trotz rechtzeitiger Ladung ohne aus-

reichende Entschuldigung fehlt. Bei Aus-

bleiben von Zeugen kann nach Lage der 

Akten entschieden werden, wenn der Eh-

renrat den Sachverhalt für hinreichend ge-

klärt hält. 

 

Die Parteien können sich vor und in der 

Verhandlung nur des Beistandes eines an-

deren Mitgliedes bedienen. 

 

§ 6 

 

Der Ehrenrat entscheidet im Falle des 

 

§ 1 a) wenn kein gütlicher Vergleich zu er-

reichen war, durch Schiedsspruch, 

§ 1 b) kann erkannt werden 

a) auf Aufhebung des Ausschlus-

ses aus dem Verband, 

b) auf Aufhebung des Ausschlus-

ses aus dem Verband in Verbin-

dung mit einer Verwarnung, ei-

nem einfachen oder strengen 

Verweis, 

c) auf Bestätigung des Ausschlus-

ses aus dem Verband. 

§ 1 c) stellt der Ehrenrat fest, 

a) auf Einstellung des Verfahrens, 

da kein Verstoß vorliegt, 

b) auf Verwarnung des Mitgliedes, 

evtl. verbunden mit einem einfa-

chen oder strengen Verweis, 

c) auf Ausschluss aus dem Ver-

band, der nach § 7, 4 der Sat-

zung des BVK nur vom Präsidi-

um ausgesprochen werden 

kann. 

Über die Höhe der durch das Verfahren 

entstandenen und zu erstattenden Kosten 

entscheiden die am Verfahren beteiligten 

Ehrenratsmitglieder. 

 

Bei einer Bestätigung des Ausschlusses 

aus dem Verband kann nur das ordentliche 

Gericht angerufen werden. 

 

§ 7 

 

Die Entscheidungen des Ehrenrates sind zu 

begründen, schriftlich niederzulegen und 

von den am Verfahren beteiligten Mitglie-

dern des Ehrenrates in der Urschrift zu un-

terzeichnen; Abschriften sind den Parteien 

und dem Präsidenten des Verbandes inner-

halb von zwei Wochen zuzustellen. 

Die Urschriften sind verschlossen bei der 

Geschäftsstelle des Verbandes zu sam-

meln, fünf Jahre aufzubewahren und dann 

zu vernichten. 

 

 

D. Rechtshilfeordnung 

 

 

I. Anspruch auf Rechtshilfe 

 

§ 1 

 

Gemäß § 2 Ziffer 3 der Satzung des Bun-

desverbandes Deutscher Versicherungs-

kaufleute e.V. (BVK) hat der Verband die 

Aufgabe, den Mitgliedern aktive Rechtshilfe 
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zu gewähren oder Rechtsschutz durch ei-

nen Versicherer zu vermitteln, wenn dies 

nicht gegen die Verbandsinteressen ver-

stößt. 

 

§ 2 

 

Die Rechtshilfe umfasst: 

 

1. Die Rechtsberatung der Mitglieder durch 

die Geschäftsführung des Verbandes. 

2. Die Unterstützung der Mitglieder und, 

sofern erforderlich, deren Vertretung bei 

Auseinandersetzungen mit den vertre-

tenen Versicherungsunternehmen bzw. 

vertretenen Versicherungs-General-

agenten oder Versicherungsmaklern, 

sofern diese nicht Mitglied im BVK sind 

(bzw. mit ehemaligen Mitgliedern, auf 

die § 3 Abs. 1 der Rechtshilfeordnung 

keine Anwendung mehr findet) sowie 

mit vertretenen Bausparunternehmen. 

Bei Mitgliedern, die Versicherungsmak-

ler sind, muss es sich um Auseinander-

setzungen aus Courtagevereinbarungen 

handeln. 

 

3. Die Übernahme von Prozesskosten, 

ganz oder teilweise, die sich aus Vertre-

tungsvertragsverhältnissen oder Cour-

tagevereinbarungen ergeben durch den 

Verband. 

4. Hinsichtlich der Vermittlung von Finanz-

dienstleistungsprodukten (Bankproduk-

te) ist die   Übernahme von Prozesskos-

ten möglich, wenn die Vermittlung die-

ser Produkte Gegenstand des Vertre-

tungsvertrages oder der Courtagever-

einbarung mit dem Unternehmen oder 

dessen Kooperationspartner ist, soweit 

diese ihren Sitz oder ihre Niederlassung 

in der Bundesrepublik Deutschland ha-

ben. 

5. Bei Vertretervereinigungen bezieht sich 

die Rechtshilfe neben den Leistungen 

aus Ziffer 1. und 2. auf die mögliche 

Übernahme von Prozesskosten aus 

AGB-rechtlichen Auseinandersetzungen 

mit dem jeweiligen Versicherungs- bzw. 

Bausparunternehmen sowie die Erstel-

lung von Gutachten. 

 

§ 2a – Rechtsschutz 

 

(1)    Anstelle von Prozesskostenhilfe nach 

§ 2 Ziffer 3 kann der Verband seinen 

Mitgliedern oder Teilen davon auch 

Rechtsschutz durch einen Versiche-

rer gewähren, wenn sich der Versi-

cherungsschutz ausschließlich auf 

Kosten eines gerichtlichen Verfah-

rens bezieht. Während dieser Zeit 

kann die Errichtung und Tätigkeit ei-

ner Rechtshilfekommission ausge-

setzt werden. Die Rechtshilfe nach § 

2 Ziffer 1 und 2 der Rechtshilfeord-

nung bleibt unberührt. 

(2)    Der Rechtsschutz geht der Prozess-

kostenhilfe vor. Diejenigen Mitglieder, 

denen aufgrund der Rahmenverein-

barung zwischen dem Verband und 

dem Rechtsschutzversicherer 

Rechtsschutz nicht zusteht, können 

Rechtshilfe nach der Rechtshilfeord-

nung in Anspruch nehmen. 

(3)    Die Bestimmungen der Rechtshilfe-

ordnung im Übrigen gelten für den 

Rechtsschutz entsprechend, nicht 

aber die über die Rechtshilfekommis-

sion oder solche, die durch die All-

gemeinen Vertragsbedingungen des 

Versicherers geregelt werden. 

(4) Die Geschäftsführung prüft, ob die 

formalen Voraussetzungen der §§ 3 ff. 

wie z.B. Karenzzeit, Beitragszahlung 

und richtige Einstufung vorliegen. Ins-

besondere schließt die Beauftragung 

eines Anwalts vor Bewilligung des 

Rechtsschutzes i. d. R. das Weiterlei-
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ten des Verfahrens an den Rechts-

schutzversicherer aus. Der Geschäfts-

führung muss in jedem Fall vor Klage-

erhebung Gelegenheit zur außerge-

richtlichen Streitbeilegung gegeben 

werden. Kommt die Geschäftsführung 

nach der v. g. formalen Prüfung zu 

dem Ergebnis, dass nicht alle Voraus-

setzungen erfüllt sind, so wird das 

Verfahren nicht an den Rechtsschutz-

versicherer weitergeleitet. 

 

§ 3 

 

1. Anspruchsberechtigt sind alle Mitglieder 

des BVK, ferner auch die Hinterbliebe-

nen von Verbandsmitgliedern, sofern 

der Antrag innerhalb von fünf Jahren 

nach dem Tod des Mitgliedes gestellt 

wird, und Mitglieder, die wegen Berufs-

aufgabe ihre Tätigkeit einstellen (ehe-

malige Vermittler) und gemäß § 4 Abs. 2 

Satz 2 der Satzung ihre Mitgliedschaft 

ununterbrochen gegen Zahlung des 

entsprechenden Mitgliedsbeitrages auf-

rechterhalten. Der Antrag auf Übernah-

me von Prozesskosten muss innerhalb 

von fünf Jahren nach Berufsaufgabe 

gestellt werden und darf nicht verjährt 

sein. 

 

2. Das Mitglied muss bei Inanspruchnah-

me der Leistungen gemäß § 2 Abs. 1. 

und 2. der Rechtshilfeordnung mindes-

tens zwölf Monate Mitglied des BVK 

sein. Bei Streitigkeiten und Problemfäl-

len, die am Tage des Eintritts in den 

BVK bzw. bei Beginn der Mitgliedschaft, 

sofern dieser Beginn später liegt, bereits 

schweben oder während der zwölfmo-

natigen Karenzzeit beginnen, besteht 

kein Anspruch auf Rechtshilfe gemäß § 

2 Abs. 1. und 2. 

 

II. Übernahme von Prozesskosten 

 

§ 4 

 

Die Übernahme von Prozesskosten, ganz 

oder teilweise, durch den BVK im Rahmen 

der Bestimmungen des §§ 5 ff. setzt Fol-

gendes voraus: 

 

1. Der Antragsteller muss im Zeitraum der 

Antragstellung auf Übernahme von Pro-

zesskosten mindestens zwölf Monate 

Mitglied des BVK sein. Bei Streitigkei-

ten, die am Tage des Eintritts in den 

BVK bzw. bei Beginn der Mitgliedschaft, 

sofern dieser Beginn später liegt, bereits 

schweben oder während der zwölfmo-

natigen Karenzzeit beginnen, besteht 

kein Anspruch auf Übernahme von Pro-

zesskosten. Die Kommission für 

Rechtshilfe (§§ 14 ff.) kann Ausnahmen 

von dieser Regelung genehmigen, so-

fern ein Versicherungskaufmann oder 

Bausparkassenkaufmann vom Beginn 

seiner selbständigen Tätigkeit im Versi-

cherungsvermittler-Gewerbe oder Bau-

sparkassenvertreter-Gewerbe an die 

Mitgliedschaft im BVK erworben hat. 

 

2. Der Antragsteller muss sich mindestens 

in die seine Jahresbruttoeinnahmen aus 

dem Vertretungsverhältnis bzw. den 

Courtagevereinbarungen entsprechende 

Beitragsgruppe eingestuft haben. Bei 

der Einstufung in die Beitragsgruppe 

sind die Jahreseinnahmen des Vorjah-

res ausschlaggebend. Bei Vertreterver-

einigungen richtet sich der Beitrag nach 

der Anzahl der Mitglieder. Den Nach-

weis über die richtige Einstufung hat der 

Antragsteller zu erbringen. 

 

3. Der Verbandsbeitrag muss im Zeitpunkt 

der Antragstellung auf Übernahme von 

Prozesskosten entrichtet sein. 
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4. Vor Klageerhebung hat das Mitglied 

dem BVK Gelegenheit zur außergericht-

lichen Streitbeilegung zu geben. Schei-

tert diese oder kommt der BVK zu dem 

Ergebnis, dass eine solche nicht er-

reichbar ist, kann das Mitglied Antrag 

auf Übernahme der Prozesskosten stel-

len. In Fällen des vorläufigen Rechts-

schutzes sowie in Klageverfahren, die 

gegen das Mitglied gerichtet sind, ist der 

Antrag auf Übernahme der Prozesskos-

ten auch ohne vorherige Einschaltung 

der BVK-Geschäftsführung zulässig. 

 

Diese Ausnahmeregelung ist nur dann 

zulässig, wenn nicht durch Vorkorres-

pondenz oder Abrechnungen seitens 

der Versicherungsgesellschaft zu er-

warten ist, dass eine gerichtliche Aus-

einandersetzung erfolgen kann. Bei rein 

passivem Verhalten des Mitglieds ist 

eine Berufung auf diese Ausnahme 

nicht möglich. 

 

§ 5 

 

Auf die Übernahme von Prozesskosten, die 

durch eine Berufshaftpflichtversicherung 

oder eine Vermögensschaden-Haftpflicht-

versicherung für selbständige Versiche-

rungskaufleute oder selbständige Bau-

sparkaufleute versichert werden können, 

besteht kein Anspruch. 

 

Kein Anspruch besteht ferner auf die Über-

nahme von Kosten für Prozesse, die nicht 

im unmittelbaren Zusammenhang mit Ver-

tretungsvertragsverhältnissen oder Cour-

tagevereinbarungen stehen, sowie für sol-

che, die nicht zivilrechtlicher Art sind.  

 

 

 

 

§ 6 

 

1. Der Antrag auf Übernahme von Pro-

zesskosten ist mit einer vollständigen 

und wahrheitsgetreuen Darlegung aller 

Umstände, die zum Streitfall geführt ha-

ben, sowie allen zur Beurteilung der 

Sachlage und der Höhe der geltend 

gemachten Forderungen erforderlichen 

Unterlagen der Geschäftsführung des 

BVK in vierfacher Ausfertigung einzu-

reichen. Ein Anspruch des Mitglieds auf 

Rückgabe von Unterlagen – Originaldo-

kumente ausgenommen – besteht nicht. 

 

2. Die BVK-Geschäftsführung kann einen 

Antrag auf Übernahme der Prozesskos-

ten zurückweisen, wenn die Bewilli-

gungsvoraussetzungen ersichtlich nicht 

gegeben sind. Dies gilt für  

a. falsche Beitragseinstufung (§ 

4 Abs. 2) 

b. fehlende Beitragszahlung (§ 

4 Abs. 3) oder 

c. unerreichte Anwartschaft (§ 3 

Abs. 2). 

 

§ 7 

 

Der BVK darf die Übernahme von Prozess-

kosten nur genehmigen, wenn der Prozess 

gerechtfertigt ist und die gerichtliche Verfol-

gung bzw. die Abwehr der Ansprüche aus-

sichtsreich erscheinen. 

 

Als nicht gerechtfertigt wird in der Regel ein 

Prozess anzusehen sein, bei dem ein stritti-

ger Betrag in keinem angemessenen Ver-

hältnis zum Prozessaufwand steht. 

 

§ 8 

 

1. Werden während des Prozesses Ver-

gleichsvorschläge, gleichgültig von wel-

cher Seite, gemacht, so ist vor der An-
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nahme des Vergleichsvorschlages die 

Entscheidung des BVK einzuholen, ob 

bei der Annahme des Vergleichsvor-

schlages die Prozesskosten, ganz oder 

teilweise, vom BVK übernommen wer-

den. Wird diese Entscheidung nicht ein-

geholt, so kann der BVK die Bewilligung 

von Prozesskosten ganz oder teilweise 

widerrufen. Vom BVK bereits geleistete 

Beträge sind im Umfang des Widerrufs 

zurückzuerstatten. 

 

2. Über gerichtliche Streitwertfestsetzun-

gen ist die Geschäftsführung unmittelbar 

zu unterrichten. Die Geschäftsführung 

kann von dem Mitglied verlangen, 

Rechtsmittel gegen eine Festsetzung 

einzulegen. Bei Verlust der Rechtsmit-

telmöglichkeit infolge der Zustimmung 

zu gerichtlichen Streitwertfestsetzungen 

kann der BVK die Kostenzusage ganz 

oder teilweise widerrufen. 

 

§ 9 

 

Der BVK darf die Übernahme von Prozess-

kosten stets nur für eine Gerichtsinstanz 

bewilligen. Wird ein Prozess über mehrere 

Instanzen geführt, so ist bezüglich der 

Übernahme von Prozesskosten jeweils von 

neuem eine Entscheidung des BVK einzu-

holen. 

 

§ 10 

 

1. Bewilligt die Kommission die Übernah-

me von Prozesskosten durch den BVK, 

so hat das Mitglied einen Anspruch da-

rauf, dass die anfallenden Kosten unmit-

telbar vom BVK an das Gericht und an 

seinen Anwalt entrichtet werden. Bei ei-

ner teilweisen Übernahme der Prozess-

kosten besteht dieser Anspruch im Ver-

hältnis zu den Gesamtkosten. Um keine 

eventuellen prozessualen Nachteile zu 

erleiden, für die eine Haftung des BVK 

ausgeschlossen wird, muss das Mitglied 

eine Frist von 14 Tagen zwischen der 

Zahlungsanforderung und der Überwei-

sung berücksichtigen. Sollte diese Frist 

für die Vermeidung prozessualer Nach-

teile im Einzelfall zu lang sein, so muss 

das Mitglied mit den Kosten selbst in 

Vorlage treten. 

 

2. Die Kosten eines Prozessverfahrens 

können nur nach den Voraussetzungen 

der ZPO erstattet werden. 

 

§ 11 

 

Hat die Kommission für Rechtshilfe die 

Übernahme von Prozesskosten, ganz oder 

teilweise, bewilligt, so hat das Mitglied im 

Einvernehmen mit der Geschäftsführung 

des BVK einen Anwalt mit seiner Vertretung 

vor Gericht zu beauftragen. Der Prozess ist 

grundsätzlich binnen einer Frist von 12 Mo-

naten nach der Entscheidung der Rechtshil-

fe-Kommission anhängig zu machen.  

Die Geschäftsführung des BVK ist über den 

Prozessverlauf ständig zu informieren. 

Schriftsätze, des eigenen und des gegneri-

schen Anwalts, sind ihr unverzüglich zur 

Kenntnis zu bringen. Vor der Einreichung 

eines Schriftsatzes an das Gericht muss ihr 

die Möglichkeit gegeben werden, dem An-

walt des Mitgliedes Hinweise bezüglich der 

Prozessführung und Argumentation zu ertei-

len. 

 

Das Mitglied verpflichtet sich, die Ge-

schäftsführung des BVK über den Ausgang 

des Prozesses zu informieren und ihr die 

Urteilsbegründung aller Instanzen zur 

Kenntnis zu bringen. Dies gilt auch für den 

Fall, dass der BVK nur die Kosten einer 

oder zweier Instanzen ganz oder teilweise 

übernommen hat, der Prozess aber durch 

drei Instanzen geführt wird. Gleichzeitig 
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räumt das Mitglied dem BVK das Recht ein, 

die Urteilsbegründung unter Wahrung der 

Anonymität des Mitgliedes zu veröffentli-

chen. 

Verstößt das Mitglied gegen die Bestim-

mungen der Absätze 1 bis 3 oder wird nach-

träglich festgestellt, dass das Mitglied für die 

rechtliche Beurteilung wesentliche Tatsa-

chen falsch dargestellt oder verschwiegen 

hat, kann die Kommission für Rechtshilfe 

die Bewilligung von Prozesskosten ganz 

oder teilweise widerrufen. Vom BVK gezahl-

te Beträge sind in diesem Fall im Umfang 

des Widerrufs zurückzuerstatten. 

 

§ 12 

 

Tritt das Mitglied innerhalb von zwölf Mona-

ten nach Abschluss eines Verfahrens, des-

sen Kosten vom BVK ganz oder teilweise 

übernommen worden sind, aus dem Ver-

band aus oder kommt es seinen Verpflich-

tungen nicht nach, so hat der BVK einen 

Anspruch auf Rückerstattung der Prozess-

kosten. Dies gilt nicht bei Beendigung der 

Mitgliedschaft im Todesfall oder wegen Be-

rufsaufgabe. 

 

§ 13 

 

Im Falle des Obsiegens – ganz oder teilwei-

se – hat das Mitglied dem BVK die veraus-

lagten Kosten insoweit zurückzuerstatten, 

als es auf Grund des Urteils vom Prozess-

gegner eine Prozesskostenerstattung ver-

langen kann. 

 

 

III. Kommission für Rechtshilfe 

 

§ 14 

 

Der BVK kann eine Kommission für Rechts-

hilfe einberufen. 

Die Kommission für Rechtshilfe soll aus 

einem Vorsitzenden, zumindest einem 

Stellvertreter sowie weiteren Mitgliedern, die 

alle dem BVK angehören müssen, beste-

hen. 

 

Der Vorsitzende sowie seine Stellvertreter 

und die weiteren Mitglieder werden vom 

Präsidialrat des BVK auf die Dauer von drei 

Jahren gewählt. Jährlich scheiden drei 

Kommissionsmitglieder, deren Amtszeiten 

abgelaufen sind, aus. Wiederwahl ist zuläs-

sig.  

 

Bei Ersatzwahlen infolge Ausscheidens gilt 

die Wahl für die noch nicht abgelaufene 

Amtsperiode. 

 

§ 15 

 

Die Entscheidung über die Übernahme von 

Prozesskosten trifft ein Beschlussgremium 

in der Besetzung mit einem Vorsitzenden 

und zwei Beisitzern. Die Zusammensetzung 

dieses Beschlussgremiums bestimmt der 

Vorsitzende der Kommission für Rechtshil-

fe, im Verhinderungsfalle ein Stellvertreter. 

 

Der Vorsitzende des Beschlussgremiums 

und die Beisitzer sollen an der Behandlung 

des Antrages nicht mitwirken, wenn sich der 

Prozess, über dessen Finanzierung die Ent-

scheidung zu treffen ist, gegen das von 

ihnen vertretene Unternehmen richtet. 

 

§ 16 

 

Die Geschäftsführung des BVK hat je eine 

Ausfertigung des Antrages auf Übernahme 

von Prozesskosten mit einer Erläuterung 

des Sachverhaltes an die Mitglieder des 

Beschlussgremiums einzureichen. Sie gibt 

gleichzeitig eine gutachterliche Stellung-

nahme sowie ein Entscheidungsvotum 

nebst Begründung durch einen/eine in der 
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Geschäftsführung beschäftigten Volljuris-

ten/Volljuristin ab. Über den Antrag hat das 

Beschlussgremium kurzfristig nach mündli-

cher Verhandlung oder nach schriftlicher 

oder fernmündlicher Abstimmung zu ent-

scheiden, wobei das Beschlussgremium 

nicht an das Votum der Geschäftsführung 

gebunden ist. Das Beschlussgremium kann 

zur Formulierung seiner Entscheidung auf 

den/die von der Geschäftsführung beigeord-

neten Juristen/in zurückgreifen.  

Erscheint dem Beschlussgremium der 

Sachverhalt nicht hinreichend geklärt, um 

eine Entscheidung über den Antrag treffen 

zu können, kann es weitere Erhebungen 

anstellen. 

 

§ 17 

 

1. Über die Übernahme der Prozesskosten 

(Gerichts- und Anwaltskosten, im Falle 

des endgültigen Unterliegens auch die 

Anwaltskosten des Gegners, sofern sie 

dem Mitglied angelastet werden), ganz 

oder teilweise, entscheidet das Be-

schlussgremium mit einfacher Stim-

menmehrheit. 

 

2. Das Ergebnis der Entscheidung ist zu 

protokollieren und der Geschäftsführung 

des BVK bekannt zu geben. Diese hat 

den Antragsteller entsprechend zu un-

terrichten. 

 

3. Die Entscheidung ist endgültig. Die An-

rufung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

ist ausgeschlossen. 

 

4. Das Beschlussgremium ist in seiner 

Entscheidung unabhängig. Es braucht 

sie gegenüber keinem Verbandsorgan 

und keinem Mitglied zu vertreten. 

 

5. Die Mitglieder der Kommission für 

Rechtshilfe sowie die Geschäftsführung 

sind zur Verschwiegenheit bezüglich 

des Sachverhalts und der Gründe für 

die Entscheidung verpflichtet. 

 

§ 18 

 

Alle Unterlagen, die den Mitgliedern der 

Rechtshilfe-Kommission zu ihrer Entschei-

dung überlassen werden, sind zwei Jahre 

nach rechtskräftigem Abschluss des Verfah-

rens oder nach Ablehnung des Antrags zu 

vernichten. 

 

In der BVK-Geschäftsführung sind die Un-

terlagen zehn Jahre aufzubewahren. 

 

 

IV. Schlussbestimmungen 

 

§ 19 

 

Der BVK kann nicht dafür haftbar gemacht 

werden, dass ein Mitglied in einem Prozess 

unterliegt, obwohl das Beschlussgremium 

die Übernahme der Prozesskosten, ganz 

oder teilweise, bewilligt hat, weil ihm der 

Prozess aussichtsreich erschienen ist. 

 

§ 20 

 

Der Anspruch auf Schadenersatz gegen 

den BVK aus schuldhaft fehlerhaften 

Rechtsauskünften und -beratungen verjährt 

zwei Jahre nach der Auskunftserteilung. 

 


